
Gemeinde Kalletal

Allgemeinverfügung;
?. Aufhebung der Allgemeinverfügung vom 20. März 2020 zum Betretungsverbot von

Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch,
von tagesstrukturierenden Einrichtungen der Eingliederungshilfe (Werkstätten, Ta-
gesstätten oder sonstige vergleichbare Angebote), für Einrichtungen der beruflichen
Rehabilitation sowie von interdisziplinären oder heilpädagogischen Frühförderstellen,
heilpädagogischen Praxen und Autismuszentren zur Verhinderung der weiteren Aus-
breitung von SARS-CoV-2

Vorstehende Allgemeinverfügung der Gemeinde Kalletal vom 20. März 2020 zum Betre-
tungsverbot von Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen im Sinne des Elften Buches Sozialge-
setzbuch, von tagesstrukturierenden Einrichtungen der Eingliederungshilfe (Werkstätten,
Tagesstätten oder sonstige vergleichbare Angebote), für Einrichtungen der beruflichen Re-
habilitation sowie von interdisziplinären oder heilpädagogischen Frühförderstellen, heilpäda-
gogischen Praxen und Autismuszentren zur Verhinderung der weiteren Ausbreitung von
SARS-CoV-2 wird unter Hinweis auf Ziffer 5 des Aufhebungserlasses zu bisherigen Weisun-
gen des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW zur Ausbreitung des Corona-
Virus vom 14. April 2020 mit sofortiger Wirkung aufgehoben.

Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 und 4 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes für das Land NRW (VwVfG NRW) einen Tag nach der Bekanntmachung als
bekannt gegeben. Die Bekanntgabe erfolgt im Kreisblatt des Kreises Lippe - Amtsblatt des
Kreises Lippe und seiner Städte und Gemeinden. Im Internet ist sie einsehbar unter
www.kalletal.de, Rubrik ,,Bekanntmachungen".

Begründung:

Der Sachverhalt, der in der vorbezeichneten Allgemeinverfügung geregelt ist, wird auch
durch die am 23.03.2020 in Kraft getretene Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit
dem Coronavirus SARS-CoV-2 (CoronaSchVO) vom 22.03.2020 (in der Fassung Ände-
rungsverordnung vom 30.03.2020) sowie die am 03.04.2020 in Kraff getretene Verordnung
zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 im Bereich der Betreu-
ungsinfrastruktur (CoronaBetrVO) vom 02. April 2020 geregelt. Um eine einheitliche Rechts-
lage zu erreichen und damit sowohl die Akzeptanz der Regelungen in der Bevölkerung zu
erhöhen als auch die Umsetzbarkeit im Vollzug zu erleichtern, ist die Allgemeinverfügung der
Gemeinde Kalletal vom 20. März 2020, die über einen deckungsgleichen oder überschnei-
denden Regelungsbereich verfügt, aufzuheben. Auch wenn § 13 der CoronaSchVO eine
eindeutige Konkurrenzklausel mit Vorrang für die CoronaSchVO Verordnung vorsieht, dient
eine solche Bereinigung der örtlichen Rechtslage der Klarheit der Regelungsinhalte und der
Stärkung der Appellfunktion der Verordnungsregelung.

Im Einzelnen sind die Regelungen aus dem Erlass von 17. März 2020, der Grundlage bildete
für die Allgemeinverfügung vom 20. März 2020, in der CoronaBetrVO aufgegangen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage
beim Verwaltungsgericht Minden erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht
Minden (Königswall 8, 32423 Minden oder Postfach 3240, 32389 Minden) schriftlich oder
dort zur Niederschrift des Urkundenbeamten der Geschäftsstelle oder durch Übertragung



eines elektronischen Dokuments nach Maßgabe des § 55a der Verwaltungsgerichtsordnung
-VwGO und der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen
Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) vom 24.11 .2017 (BGBI. S. 3803) einzureichen.

Kalletal, den 16. April 2020
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Mario Hecker

Bürgermeister


